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Formen aus betrachten, die das Gericht für seine Maßnah­
men und Entscheidungen wählt, sondern auch vom Stand­
punkt des Handlungsspielraums, der dem Gericht vom 
Gesetz von Fall zu Fall eingeräumt wird.5 Die ZPO ver­
wendet insofern deutlich voneinander abgestufte Formu­
lierungen. So spricht sie z. B. davon, daß die Gerichte etwas 
tun, etwas tun sollen, tun können, zu tun haben bzw. ver­
pflichtet oder verantwortlich sind, etwas zu tun. Auf diese 
Weise wird zugleich dem Grad an Bestimmtheit Ausdruck 
verliehen, die der einzelnen Rechtsnorm innewohnt. Eine 
nähere Betrachtung zeigt, daß die gerichtlichen Prozeß­
handlungen mit Hilfe von Muß-, Soll- und Kannbestim­
mungen vorgeschrieben werden.

Mußbestimmungen enthalten eine in jeder Beziehung 
bestimmte Disposition. Beim Vorliegen der entsprechenden 
tatsächlichen Gegebenheiten haben sich die Gerichte ge­
mäß der Vorschrift zu verhalten und dürfen von ihr nicht 
abweichen. Derartige Regeln enthalten sowohl die grund­
sätzlichen Bestimmungen (vgl. z. B. § 2 über die Aufgaben 
der Gerichte) als auch eine Vielzahl von Einzelregelungen, 
wobei der zwingende Charakter der Norm in verschiede­
nen Formulierungen zum Ausdruck kommen kann, z. B. 
„die Klage ist an das vom Kläger angerufene Gericht ab­
zugeben“ (§ 26 Abs. 1), „das Kreisgericht gibt die Sache an 
das Bezirksgericht ab“ (§26 Abs. 2), „erfolgt die Verwei­
sung der Sache an das zuständige Gericht“ (§ 27 Abs. 1), 
„das Gericht hat zu prüfen“ (§ 28 Abs. 1), „eine Verhand­
lung und Entscheidung darf nicht erfolgen“ (§ 31 Abs. 1), 
„der Beschluß über die Einbeziehung muß enthalten“ (§ 35 
Abs. 3) u. a. m.

Sollbestimmungen — bezogen auf das Handeln des Ge­
richts — bilden eine absolute Ausnahme. Wir finden sie 
z. B. in den §§ 2 Abs. 4 und 86 Abs. 3 und 4. Bei diesen 
Vorschriften handelt es sich um Orientierungen prinzipiel­
len rechtspolitischen Charakters. Sie erfassen Sachverhalte 
von einer solchen Vielgestaltigkeit, daß sie beim Stand 
der Erkenntnis weder vorhergesehen noch differenziert 
nach Kann- und Mußvorschriften geregelt werden kön­
nen.

So bestimmt § 2 Abs. 4, daß die Gerichte durch Gerichts­
kritik, Hinweise und Empfehlungen oder in anderer geeig­
neter Weise darauf hinwirken s o l l e n ,  daß Rechtsverlet­
zungen, die im Verfahren festgestellt wurden, sowie Ur­
sachen und Bedingungen des Rechtsstreits beseitigt werden. 
Damit wird einerseits die außerordentlich bedeutsame 
Orientierung gegeben, daß die Gerichte auch über den 
konkreten Fall und über das Zivilverfahren im engeren 
Sinne hinaus auf die Einhaltung, Wiederherstellung bzw. 
Durchsetzung der sozialistischen Gesetzlichkeit Einfluß 
nehmen. Andererseits wird den Gerichten durch Vermei­
dung einer Mußvorschrift genügender Entscheidungsspiel­
raum gewährt, der sichert, daß die Rechtsprechung als 
Hauptaufgabe der Gerichte im Zentrum ihrer Aufmerk­
samkeit bleibt. Durch die Wahl einer Sollvorschrift wird 
schließlich die Dringlichkeit des Anliegens betont, über den 
Einzelfall hinaus gegen Rechtsverletzungen, ihre Ursachen 
und Bedingungen vorzugehen.

§ 86 regelt, daß die Vollstreckung bis zur vollständigen 
Erfüllung des Anspruchs durchgeführt werden soll (Abs. 3) 
und daß sie in andere Forderungen oder in Sachen des 
Schuldners erfolgen soll, wenn damit der Anspruch des 
Gläubigers schneller erfüllt werden kann (Abs. 4). Dies 
sind verbindliche Empfehlungen, die weder durch Muß- 
noch durch Kannvorschriften richtig hätten erfaßt werden 
können. Einerseits wird die Verantwortung der Gerichte 
für die Sicherung der Autorität des sozialistischen Rechts 
und ihrer Entscheidungen betont, andererseits wird deut­
lich gemacht, daß die Anwendung staatlichen Zwangs nicht 
Selbstzweck sein kann, sondern immer auch unter Berück­
sichtigung weiterer — vom Gesetz genannter — Umstände 
zu erfolgen hat.

Allgemein kann somit festgestellt werden, daß mit 
dem Begriff „sollen“ in besonderer Weise betont wird,

daß von den Gerichten in geeigneten Fällen aktives, in­
itiativreiches Handeln erwartet wird. Liegt ein geeigneter 
Fall dieser Art vor — und die Gerichte sind verpflichtet, 
jedes sich insofern anbietende Verfahren unter dem 
Aspekt gegebener rechtspolitischer Orientierungen zu prü­
fen —, so m u ß das Gericht in geeigneter Weise tätig wer­
den.

Kannbestimmungen sind ihrem Wesen nach recht un­
terschiedlich. In vielen Fällen sind von der ZPO bestimmte 
Verhaltens- und Entscheidungsvarianten als Möglichkeiten 
vorgegeben worden. Dies sollen folgende vier Beispiele 
verdeutlichen:

1. „Ist eine Entscheidung des zuständigen Gerichts nicht 
rechtzeitig zu erlangen, kann auch das Gericht entscheiden, 
in dessen Bereich die Sicherungsmaßnahmen durchzufüh­
ren sind“ (§ 16 Abs. 3 Satz 2).

2. „Das Gericht bestimmt in der einstweiligen Anord­
nung die erforderlichen Maßnahmen. Es kann insbesondere 
die Zahlung von Unterhalt und Aufwendungen für die 
Familie einschließlich eines Vorschusses für die Verfah­
renskosten oder von Arbeitseinkommen, die Beschlagnahme 
des Vermögens des Antragsgegners bis zur Höhe des An­
spruchs oder die Einstellung der Vollstreckung anordnen“ 
(§ 17 Abs. 1 Satz 1 und 2).

3. „Mit dem Kläger kann zu diesem Zweck eine Aus­
sprache geführt werden“ (§ 28 Abs. 2 Satz 2).

4. „Eine auf Grund des dargestellten Sachverhalts of­
fensichtlich unbegründete Klage kann durch Beschluß ab­
gewiesen werden“ (§ 28 Abs. 3).

Im ersten Beispiel haben wir es mit einer Regel-Aus- 
nahme-Variante zu tun. In der Regel entscheidet das Ge­
richt der Hauptsache. Ausnahmsweise — und die Ausnahme 
ist genau umschrieben — kann auch ein anderes Gericht 
entscheiden. Wird es angerufen und liegen die Bedingun­
gen für die Begründung seiner Zuständigkeit vor, dann 
kann es nicht nur, sondern dann muß es entscheiden.

Im zweiten Beispiel leitet das Wort „kann“ lediglich 
eine Aufzählung möglicher, besonders häufig vorkommen­
der Entscheidungsvarianten ein und erläutert damit den 
Begriff der erforderlichen Maßnahmen im Rahmen einer 
einstweiligen Anordnung. Mit dem „kann“ ist gesagt, daß 
auch andere sachlich und rechtlich angemessene Entschei­
dungen denkbar und möglich sind.

Im dritten und vierten Beispiel schließlich stellt es das 
Gesetz dem Richter frei, die jeweilige Entscheidungsva­
riante nach seinem Ermessen zu wählen. Das richterliche 
Ermessen ist dabei in verschiedener Hinsicht objektiv be­
grenzt und bestimmt. Der Richter hat seinen Entscheidun­
gen stets die in den Prozeßprinzipien ihren Ausdruck 
findenden Anschauungen der Arbeiterklasse zugrunde zu 
legen und dabei die sich aus der Sache oder aus den Per­
sonen der Prozeßbeteiligten ergebenden Schlüsse zu ziehen 
und im Entscheidungsprozeß zu berücksichtigen.

Wirkungen gerichtlicher Prozeßhandlungen

Gerichtliche Prozeßhandlungen genießen als Maßnahmen 
staatlicher Organe, die in einem exakt geregelten Verfah­
ren tätig werden, einen hohen Grad von Autorität. Der 
sachliche Gehalt dieser Autorität ergibt sich aus der Tat­
sache, daß die Gerichte die Verfahren aktiv, initiativreich 
und im engen Zusammenwirken mit den Prozeßparteien 
gestalten, sich von den sozialistischen Prozeßprinzipien, 
insbesondere vom Prinzip der Feststellung der objektiven 
Wahrheit, leiten lassen und auf der Grundlage des sozia­
listischen Rechts entscheiden. Das Zivilverfahren bietet 
eine Vielfalt von Garantien für die Richtigkeit und damit 
zugleich die Voraussetzung für die sachliche Stabilität der 
gerichtlichen Prozeßhandlungen. Die am Verfahren betei­
ligten Prozeßsubjekte können demzufolge auf den Bestand 
der gerichtlichen Prozeßhandlungen vertrauen und in aller 
Regel davon ausgehen, daß von den Gerichten getroffene 
Maßnahmen nur unter bestimmten gesetzlichen Voraus-


